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Ev-angv-I/uth.  Landeskirche  Mecklenburgs  ,.v.  ' 

-  Arbeitsgruppe  ■  .Frieden  -•  ! 

J:  ?  uIos-sSI-p-iL;  reo  J..' "  t  ^  _  '  "t  •  . 

•ü-ib.bs''  Freunde !  \  ■  V..V  *  ,  \  -  ■ 

■Anbei  möchte  ich  Luch  den  Wartlaut  des  "Fakultativprc tokolls  ■  ■  ■ 

-  zur~ Interhatirnalen  -Konvention  über  politische  und  .Bürgerrechte  ( 

-vom  :16,  Dezember  196£"  zükommen  lassen.  ■.  1 

Die7’ Teilnehmerstaaten  d'er  Vereinten  Kationen  haben  am  16.  Dez. 1966  * 

neben  den- beiden  Konventionen ‘über  politische  und  Bürgerrechte 
und  über  wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Rechte  auch  das 
Fakultativprotokoll'  zur  Internationalen  Konvention  über  politi¬ 
sche  "und  'Bürgerrechte  verabschiedet. 

In  diesem  Protokoll  wird  dem  einzelnen  Bürger  eines  Landes  unter  . 
bestimmten  Bedingungen  das  Recht  zuerkannt, .ein  Individuelles 
Beschwerdeverfahren  gegen  den  eigenen  Statt,  vor 'dem  Menschenrechts- 
komiteeder  UNO  durchzuführen ,  wenn  er  der  Meinung,  ist,  Opfer  von  I 
Verletzungen  der  in .der  Konvention ‘über  politische  und  Bürgerrechte 
erklärten  'Rechte  zu  sein,  '  ,  ;  .  .  V  ..  ■■  ’  . 

.Die  Bedingungen  für  die  Zulässigkeit -einer  Beschwerde  sind  in  den 
Artikeln  1,2,3  und  5'!des  Protokolls  ■  und.  in  der  Regel  190  der  Ge¬ 
schäftsordnung  des'  Menschenrecht skomite es  ( s I  Bernhard  Graefrath*  . 
Menschenrechte  und  internationale  Kooperation  -  10  Jahre  Praxis  - 
des  Internationalen  Menschenrechtskomitees,  Berlin  1988,  S.257)  - 

zusammengefaßt .  . 

In  dem  abschließenden-  Dokument  des  Wiener  Treffens  vom  Januar 
'1989  (s.  HD. 2.1  i/2-2.  . Jan.  1989,  S,  -5f.-)geben.  die  Teilnehmerstaaten 
zu  Protokoll,  daß  sie  u.a.  auch '".den  Beitritt...,  zum  Fakultativ-  _■  : 

Protokoll,  zum  Internationalen  Pakt  über  bürgerliche  und  politische" 
-Rechte,,..,  in.  Erwägung  ziehen,  ..sofern,  dies  noch  nicht  geschehen  ist,. 
Bereits  1.986  bezeichnete  es  UNO  •“Generalsekretär  Javier  Perez  de 
Cuellar  als  verantwortungsvolle  Pflicht  aller  Mitgliedstaaten, 
neben  den  beiden  Menschenrechtskonventionen  auch  das  Fakultativ¬ 
protokoll  zu  ratifizieren  (s,  ND  vom  5.11.  1986). 

Die  DDR  hat  am  8.  Nov,  1973  die  beiden  Menschenrechtskonventionen 
ratifiziert,  das  Fakultativprogramm  jedoch  bis  zum  heutigen  Tag 

■-.Ware  es 'nicht  an  der  Zeit,  dieser  verantwortungsvollen  Pflicht  um¬ 
gehend  nachzukommen,  um  so  dem  einzelnen  Bürger  dieses  Landes 
einen  noch  höheren  Grad  an  Rechtssicherheit  zu  geben? _ 

■Daö  wäre,  ein  weiterer  wirksamer  Schritt  zur  vollständigen  Gewäh¬ 
rung  der  politischen  und  Bürgerrechte,'  wie  sie  in  der  besagten 
Konvention  ihren  Nief erschlag  gefunden  haben. 

In  der  Hoffnung,  daß  sich  die  DDR  in  da®  Schar  der  bereits  Unter¬ 
zeichneten  (bis  1986  waren  e3  38  Staaten)  bald  mit  einreiht, 
und  in  der  Zuversicht,  Euch  ein  -interessantes  völkerrechtliches 
1  Dokument  zur  Lektüre  dargereicht  zu  haben,  /  ,  < 

grüßt  Euch  mit  dem  Schalomgruß 


Güstrow,  Im  Januar  1989 


Heiko  Lietz 


-  Zum  innerkirchlichen  Gebrauch  - 


[  Dokumentation  aus  dem  DDR-weiten  Arbeits-  und  Koordinierungskreis  zum  Wehrdienstproblem  von 
„Frieden  konkret“,  der  sich  in  den  letzten  Jahren  der  „DDR“  regelmäßig  in  der  Samaritergemeinde 
zu  Berlin  unter  organisatorischer  Leitung  und  Moderation  von  Heiko  Lietz  traf. 
Auf  der  folgenden  Seite  die  farbige  Reproduktion  dieser  ersten  Text-Seite, 
weitere  Seiten  in  bearbeiteter  Schwarz-Weiß-Fassung.  ] 
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Evang.-Luth,  Landeskirche  Mecklenburgs 
-  Arbeitsgruppe  Frieden  - 

co J: fruIüüafl-O  'L.  i 

-dife.be  '  Freunde ! 

Anbei  möchte  ich  Euch  den  Wortlaut  des  "Fakultativprr tokolls 
.r  zur  ■  Internationalen  Konvention  über  politische  und  JSürgerreohte 
vom  16.  Dezember  1966"  zukommen  lassen. 

Die  Teilnehmerstaaten  der  Vereinten  Nationen  haben  am  16.  Dez, 1966 
neben  den  beiden  Konventionen  'über  politische  und  Bürgerrechte 
und  über  wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Rechte  auch  das 
Fakultativprotokoll  zur  Internationalen  Konvention  über  politi¬ 
sche  und  Bürgerrechte  verabschiedet. 

In  diesem  Protokoll  wird  dem  einzelnen  Bürger _ eines ^ Landes  unter 
bestimmten  Bedingungen  das  Recht  zuerkannt,  ein  individuelles 
Beschwerdeverfahren  gegen  den  eigenen  Statt  vor  ‘dem  Menschenrechts- 
komiteeder  UNO  durchzuführen,  wenn  er  der  Meinung  ist,  Opfer  von 
Verletzungen  der  in  der  Konvention  über  politische  und  Bürgerrechte 
erklärten  Rechte  zu  sein. 

Die  Bedingungen  für  die  Zulässigkeit ' einer  Beschwerde  sind  in  den 
Artikeln  1,2,3  und  5  des  Protokolls ' und  in  der  Regel  '90  der  Ge¬ 
schäftsordnung  des '  Menschenrecht skomit cos  (s.  Bernhard  Graef rath x 
■  Menschenrechte  und  internationale  Kooperation  -  10  Jahre  Praxis 
dos  Internationalen  Menschenrechtskomitees,  Berlin  1988,  S.2ö7) 
zusammengefaßt. 

In  dem  abschließendem  Dokument  des  Wiener  Treffens  vom  Januar 
1989  (s.  KD  21i/22.  Jan.  1989,  S»  5f.)geben  die  Teilnehmerstaaten 
zu  Protokoll,  daß  sie  u.a.  auch  "den  Beitritt...  zum  Fakultativ- 
protokoll  zum  Internationalen  Pakt  über  bürgerliche  und  politische 
Rechte.,,  in  Erwägung  ziehen,  sofern  dies  noch  nicht  geschehen  ist. 
Bereits  1,986  bezeiclinete  es  UNO -Gene r als ekr e tär _  Javier  Perez  de 
Cuellar  als  verantwortungsvolle  Pflicht  aller  Mitgliedstaaten, 
neben  den  beiden  Menschenrechtskonventionen  auch  das  Fakultativ— 
Protokoll  zu  ratifizieren,  (s.  HD  vom  5.  11  .  1986). 

Die  DDR  hat  am  8.  Nov.  1973  die  beiden  Menschenrechtskonventionen 
ratifiziert,  das  Pakul tativprogramm  jedoch  bis  zum  heutigen  Tag 

w  Wäre  es  nicht  an  der  Zeit,  dieser  verantwortungsvollen  Pflicht  um¬ 
gehend  nachzukommen,  um  so  dem  einzelnen  Bürger  dieses  Landes 
einen  noch  höheren  Grad  an  Rechtssicherheit  zu  geben? . 

Daä  wäre  ein  weiterer  wirksamer  Söhritt  zur  vollständigen  Gewäh¬ 
rung  der  politischen  und  Bürgerrechte,  wie  sie  m  der  besagten 
Konvention  ihren  Nieferschlag  gefunden  haben. 

In  der  Hoffnung,  daß  sich  die  DDR  in  dis?  Schar  der  bereits  _  Unter¬ 
zeichneten  (bis  1986  waren  es  38  Staaten)  bald  mit  einreihig 
und  in  der  Zuversicht,  Euch  ein  interessantes  völkerrechtliches 
'Dokument  zur  Lektüre  dargereicht  zu  haben, 
grüßt  Euch  mit  dem  Schalomgruß 

Heiko  Lietz 

Güstrow,  im  Januar  1989 

-  Zum  inner kirchlichen  Gebrauch  - 


/ 


i 


5S  Fakul.&aTivprotokoll  •  zur  int&rbation-alen  Konvention  über  Bürger-  '  ■ 

'  ,  rechte;  und  politische  Rechte  vom  16.  Dezembe r ■ 1966 

-■i  ■  ^  ^'v.;  ‘7.  •  *  S 

('Das'  Faku'ltativprotök oll. 'wurde  am  16.  i2e  1366 /mit  der  UNO- Resolut  ion 
A/2200  (XXI)  mit  66  Stimmen  -gegen  2  Stimmen'  bei  38  Stimmenthaltun¬ 
gen  ohne  namentliche  Abstimmung /angenommen. )  '  / 

Inkraft t re tungi  Bis  3i.  Dfözember  1972  "noch'  nicht/ in  Kraft  getreten. 
Mitgliedstaaten  (Stand  ycjm-.3i#  Mai  1972):  China,  .Dänemark,  Ekuador, 
t  -  Finnland,  El  Salvador,  Ht>ndtirasV-  Kolumbien,  Kostarika,  Madagaskar, 
Niederlande,  Norwegen,  Philippinen,  Schwodom,  Soriogal,  ■  Uruguay, 

•;  Zypern  *■  ,  •  ;•  '/■  ■  / 

Depositar;  Generalsekretär  dor  Vereinten  Nationen  ■' * 

.  Deu t scher-, Text :  Übersetzung- der  Herausgeber  nach  dem  englischen  * 

,  und  russischen  Text,  ■  "?  -r  •  :  ■  "' 


In  Anbet  rächt .  dessen,  d 
rechte  'und  politische  R 
die  Verwirklichung  ihro 
-  gebracht  vväro,  das  nach 
-/*Dchtskomlc.oo  (im  folgö 
diesem' Protokoll  Mittel 
Opfer  .von  Verletzungen 
isoin,  ■pntgö'genzunahmbn 
didsfes  Protokolls  über 

Art  ikol  1  - 


aß  -es,  um  die  Ziele  der  Konvention  übor  Bürgor- 
oc/nto  (im  folgenden  Kon  j’ont  ion  .  genannt )  und  ■ 
r  •  Festlegungen  für  die  Zukunft* zu  sichern,  an-f 
l'oil  IV  dor  Konvention  gegründete  Monschon- 
nidon  Komitee  gonannt)  zu  ermächtigen, -gemäß 
langen  von  Einzolpersohcjtn,  die  behaupten* 
von  in'dor  Konvent ion 'erklärten  Rechten  zu^  r 
und  zu  prüfen,  kamen* die :  Teilnehmerstaaten  » 
'folgendes;,  überein:  -  ,  ■;  '  \  t 


Ein  Teilnehmerstaat  dor  Konvohti 
Protokolls  wird,  erkennt*,  die  Zus 
gen  -von  Einzelpersonen, -die  beha 
der  Konvention  erklärten  Rechte 
sein,  gemäß  seiner  Rechtsprechun 
Das  Komitee  nimmt  keine  Mit t oilu 
Staat  dor  Kortvont ion  bot  rLf  f  t -d 
Protokolls  isjt.  . 

■  '  ’  X  ■  4  .  *  .  *  ' 

■  '  ’  -  ■  .  •  i  '  * 

Artikol  2.  . 

'* 'nto r"  Beachtung  der  Festlegungen 
—io  boh au p t o n ,  daß  ihnen  zus t o he 
Rechte  verletzt  wurden,  und  die 
schöpft  h/abon,  dom  Komitee  eine 
■  oinreicho/h.' 


on,  -  der  auch  Tel il nehme r  dieses  "  * 
tändigkoit  des  Komitees  -an,  Mitteilun- 
upten,' Opfer  von  ^Verletzungen  der. in  . 
seitens  jenes -Toi, Inohmorstaates  zu 
g  entgegenzunohmeih  und  :zU  .  prüf  on. 
ng  entgegen,  die  Oinen  Toilnehmor- 
er  nicht  auch  To  il1- nehme  rstsst  dieses 


von  Artikel  i  können  Einzelpersonen, 
ndo  und  in  dor  KonV*onti'öri  angeführte 
allo  verfügbaren  Rxxjlhtsmittolper- 
schrift liehe-  Mitteilung  zur  Prüfung 


Artikel  3  .  •  '  '  >  !•  ' 

I  *i  -  ■'  .  i  - 

C>as  Kom-itee  ,arklärt  jede  Mitteilung  '  im  Sinne  dieses  Protokolls  für 
unzulässig,  die  anonym  eingereicht  wird  oder  die  gs  alls-  Mißbrauch 
des  Rec-hts  auf  Vorlage  solcher  Mitteilungen’ oder  als  iJnv-'sreinbar  mit 
den  Festlegungen  der  Konvention  betrachtet. 


Ar’tik.el  4 


1.  Unter  Beachtung  der  Festlegungen  von  Artikel  3  bringt  do's  Komitee 

jedo  ihm  nach  diesem  Protokoll  eingareichte  Mitteilung  diem  Teilnehmer¬ 
staat  dieses  Protokolls  zur  Kenntnis,-  von  dem  behauptet  wird,  da^  Gf* 
eine  Festlegung  der' Konvent iqp.  vorletzt  hat,  . . •  ’  1 

2.  Innerhalb -von  sec-hs  Monatop  übergibt  äer  empfangende  Staat  dom 
‘'Oiriitoo  sclirif t Hoher  Erkläruqgon  oder  Stellungnahmen  zu  r  Kläru’ng  der 

'-.nrjologonhüit  'und  .hinsichtlioh  dor  Mittel,  die-  jener  St  aat  mög-T-ichor** 
we;iso  zur  Abhilfe  angewandt  Tjat,  •  ‘  ■  -  ' 


Staat 


J  * 


¥  J 


0 


-  2  - 


.Art.ike, 1  5 


« . 


1,, ■  Das  Komitee  prüft  .die  .nach  diesem  Protokoll  eihgaglangßjnan  Mitteilun¬ 
gen  im  Hinblick  auf  alle  .von,,  der  Einzelperson  und  dem  'betreffenden 
Teilnehmerstaat  -erhaltenen  schriftlichen  Inf oniiat  lohen»  ; 

..2,;rl&&s-  Komite'e' prüf  t  Mitteilungen  von  Einzelpersonen  nur,,  nachdem  es  ■ 
sich  i  vergewissert  hat,'  daß  "d.  k .  ..  '  .f 

a)  dieselbe  Angelegenheit  nicht /schon  in. .einem  anderen  Infamst ioholon 

Untersuch  ungs-;  oder  Go  üb  gu  n  gs  vor  v  a  h  r  o  n  geprüft  wi  rd ; ,  ~v 7 

b)  die  Einzelperson  alle  verfügbaren  einheimischen  Mittel  zuf- 'Abhilf o 
erschöpf  t « hat .  Dies  darf  nicht  zur  Regel  gemacht,  werden,  -»wo  .die  An¬ 
wendung  der  Mittel  zur  Abhilfe  .ungebührlich  hineusge-zögert  wird,' 

Zi  ;.;Das  Komitee  tagt -'in-  geschlossenen  Sitzungen,  wenn,- Mitteilungen  ■  >  1 
nach 'diesem  Protokoll'  geprüft  ;werdoni  f  .. '  V,  *-v  ; ’■ 

:4.  Da-s  .  Komitee  legt  dom  ,  bot  r,eff  enden  Teilnehmerstaat  und  der  Einzel¬ 
person  '.seine  Ansichten’  dar,'  ■  "  ...  .  .*  ,.vv  ••  ; 


Artikel  6  :-i-  'ä:'"  v~  Vf  ■■■  /  . 

Das  Komitee  nimmt  in.  seinen  Jahresbericht  gemäß'  Artikel  45  der  ,. 
Konvention  eine  Übersicht  seiner  Tätigkeit  nach  diesem  Protokoll  auf. 


Artikel  7  \  .  •  ./;•••  W..;.  ■  V  f,  f"  .  y-. 

■  Dis  zur  Verwirklichung  den.  Ziele  der  Resolution  1514  (XV)  zur  1 

Deklaration  .über  die  Gewährung  der  Unabhängigkeit -an  die -kolonialen 
Länder  und  Völker,  angenommen  von '  der  Vollversammlung  der  Vereinten 
Nationen  am  14,  -"Dezember  i960,  sollen  dio-'.PestlogungQh  dieses"  .  . 

Protokolls  ln  keiner  VVoise  das  Petitionsröcht  beeinträchtigen,  das' 
•diesen  Völkern  in',  der  Charta  der  Voroinfcn '  Nationen  .  u/id.  in  anderen 
int^oMiVationflien^  Ko-nvo,ntionon  -  und  Dokumenten-  unter'  dor  Schirmhöf  rschaft 
der ’ Vereinten  Nationen  und  ihrer  Spqzialorganisatianon  gewährt . wurde. 


ir  die  Konvention  unter-'"' 


'Artikel  G  .  '  V  ,  ,  V'W  . 

1.  PiGsas,  Protokoll' stoht.  .jedem  Staat,  de 

zeichnet  hat,  zur »Unterzeichnung 'offen,  '  v-  -  V  ■ 

2.  Dieses .  Protokoll  unterliegt  der  Ratifizierung  durch ’jedo^n  Staat, 

der  die  Konvent  ion  *  rat  if  iziort  hat  öder,  ihr.  böige t  roten  ist , .  .1 

Ratif iket ionsurkundon  worden  beim  Generalsekretär  der  Vereinten 
•Nationen  hinterlegt.  . .  .  .-  ‘  . :  '  .  . 

3.  Diases  Protokoll  steht  jedem  Staat  zum  Geitritt  offen,  der  die  . 

Konvention  ratifiziert  hat  oder  ihr  bei  ge  treten  ist.  • 

Ai  Der -Deitritt  vollzieht  sich;  mit  .der  Hinterlegung  einer  ßeitritts- 
urkundö  beim,  Generelsokrotä r  der  Vereinten  Nationen.  ''  .  4 

5.  Der  Generalsekretär  dor  Vereinten  Nationen  informiert  iei.io  Staaten,-' 


haben 


die  dieses  Protokoll  unterzeichnet 
über  die  Hinterlegung* jodör  Ratifikations- 

Artikel  '-1  '  • 


odc-r  ihm 


böi cot  röten  sind, 


o  o  o  r  iju  it  rittsurkunde. 


1, '  ,In  Abhängigkeit  von  dom  -Inkrafttreten  der1  Konvention  tritt  diosos 


Protokoll  'drei,  Monate  nach  dom  Zeitpunkt  der 


,-n; 


.nturlogung  der  zehnten 
ralookrotär  der  Verpin- 


Ratif ikations-  oder  ;Doit rittsu rkunde  beim  G, 
ton  Nationen  in  Kraft,  ■»  .  ’ 

2.  Dieses  Protokoll  tritt  für  i  jedon 'Staat clor  es  nach  der  Hinterle¬ 
gung  der  zehnten  Ratif ikations-  oder* Boitrittsurkundo  ratifiziert  oder 
ihm  beit  ritt drei  Monate,  nach  ’-dom  Zeitpunkt  der  Hinterlegung  seiner' 
eigenen  Rat if ikations-  oder,  Boitrittsurkundo  in  Kraft, 


;  •  •  ’  -  3 ,  - 

ikel'  3.0  ‘  . 

»  -Die  Festlegungen  dieses „Protokolls  erstrecken  sich  auf 
. „Bundes Staaten,  ohne  Einschränkungen  oder'  Ausnahmen. 


% 

\ 

s. 

{  ^ 

alle. Teile  Von1*  * 


4 


Artik'öl;1'ii‘ 


1.  Oe.de  r,  -Teilnehmerstaat  dieses  Protokolls,  kann  Änderen  gen  vorschla-'-  -• 
gen  und  sie  dem  -Generalsekretär  der  Vereinten  Rat  io non  oinroichon. 
Danach  setzt  -der  ’Gqneral. Sekretär  dio  Teilnehmers tasten  dieses  Proto-n 
kolls* von -den  vorgeschlagqnon  Änderungen  in  .Kenntnis'  und  ersucht  sie, 
ihm  mit^zutoilon,-  ob  ;sio  'eine  Konforonz.  der  Teilnehmerstaaten  zur.  ‘ 
Diskussion  und  Abstimmung*  über  die.  Vorschläge  befürworten*  Für  den 
Fall,,'  daß  mindestens  ein  Drittel  der 1  Teilnehmerstaaten  eine  solche 
Konferenz  befürwortet,  beruf t1  der  Genorslsokrot.'är  die  Konferenz  'unter 
der  Schirmherrschaft  der  Vereinten  -Kationen  ein*  Jede  von  einer 'Mehr¬ 
heit  der  auf  der  Konferenz  anwesenden  und  abstimmündon  Toilnohmer- 
■  ;  Staaten  angenojnmono  Änderung  wird  der  Vollversammlung  der  Vereinten 
Nationen  zur  .Billigung -vorgolegt,  ■  1  .  .  ’  ■  '  •’*  .. 

2\  Änderungen  treten  in  Kraft,  wenn  sie  von- der- Vollversammlung  der 
Vereinten  Kationen  gebilligt  und  von  einer  Zweid ritt el.mehr.heit  der.  1 
Teilnehmerstaaten  dieses  Protokolls  entsprechend  den  in  deren. Ver-  ■  ■ 

fassung  vorgesehenen ,  Verfahren  angenommen,  wurden. 

,3.  Wenn  Änderungen  in. Kraft  .treten,  sind  sio  verbindlich  für  jene  ■  r- 
Teilnehmerstaaten,  dio  'sie  angenommen  haben,  und  andere  Teilnehmer-  , 
Staaten,  für  die  die  Festlegungen  dieses  Protokolls  und  joder  frühe¬ 
ren  von  ihnen*  angenommenem  Änderung'  noch*:  bindend  sind.  .  •? 


Artikel  12’  '  v  ■  vv;v  '  .  '  '■  ' 

* .  Dodor  Teilnehmerstaat  kann  dieses  Protokoll  .jederzeit  durch  schrift¬ 
liche’  Not if izierung  on  don  Generalsekretär  dar  Vorointon  Kationen  kün- 
digon.  Diö  Kündigung- t  ritt  droi  Monate  nach  dom  Zeitpunkt  dos  Eingangs 
dor  Mot if izierung  beim  Gphorals  >krotär  in  Kraft. 

2,  Oie  Kündigung  beeinträchtigt  nicht  die'  weitere’  Anwendung  de,r  Fest¬ 
legungen  dieses  -Protokolls  auf  alle  .Mitteilungen,  die  gemäß  Artikel 
■.  12  vor  ..dem  Zeitpunkt  ,. des  Inkrafttretens  der  Kündigung  eingereicht  . 

wurden,  ",-  .  i  ■  ■  .  .  '  ,  ’  ."T  . 1 


Artikel  i3  -  .  .  ..  ...  .'  .  T ,  .  • 

Unabhängig  von  den  Notifizierungen  gemäß  Artikel  8  Absatz  5  dieses  , 
Protokolls  informiert . der  Generalsekretär  dor.  Vorointon  Nationen  alle'" 
in  Artikel  40  Absatz  i  dor  Konvention  genannten  Staaten  über 'dio 
folcjondcn  Punkto’:  '■■  .  V.  V  ’  " 

a)  Unterzeichnung,  Ratifizierungen  und  Beitritte  gomöß  Artikel  0; 
b*)  Zeitpunkt  dos'  Inkraf.tt  rotons  dieses  Protokolls  gemäß  Artikel  9  und 
Zeitpunkt  dds  In!:raf t'TGtons  allor  Änderungen  gemäß  Artikel  11; 
c-) '  Kündigungon  .gomäß  .Artikel  12,  ^ 


Artikel  14  1  „  ••  - ; : .  1. ~ 

1.  Diüocs.  Protokoll,,  dosoon  chinusiochor,  ongliechor,  französischer, 
russischer  und  spanischer  Text  gleichermaßen  authentisch  ist,  bloibt 
in  den  Archiven  dor.  Vorointon  Mat ionon  verwahrt. 

2'.  Der  Generalsokrotä r  1  der  Vereinten  Nationen  übormih: t slt  allen  in. 
Artikel  43  der  Konvention  genannten  Staateri  !' e'glaubigte  ,/\bschrif  tan 
;dieses  Protokolls.  '  .  ..  -  y  •  ■.  ■ 

-  Aus  "Völkerrecht  --'.Dokumente, .  Teil  -2"-,  Staotsverlag  'der  DDR, 

□  erlin  1973.  Horausgegoben  von  der  /'«r'l:e>tsge;,'.o'inschaft  für  Völker-. 

■  . 'recht  beim  Institut  für  Internationale  Bsziohungon  an  der'Akadomio  '! 

fürf  Staats-  und  Rechtswissonschaf t  dor  DDR-;  -  , 

\  .  i.  ■:  ;  . 

1  (i-lur  zur  innorkirchlichon  Verwundung) 


